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Kapitel 1 Einleitung 

A. Einführung in die Problematik 

Um den Wirtschaftsstandort Deutschland zu fördern, hat sich der deutsche Ge-
setzgeber im Jahr 2005 entschieden, Betreiber sog. Objektnetze, zu denen Be-
triebsnetze, Dienstleistungsnetze und Netze zur Eigenversorgung zählten, von 
der Einhaltung zahlreicher regulatorischer Vorgaben zum Netzbetrieb und an-
derer gesetzlicher kostenintensiver Vorgaben zu befreien.1 Der Grund für diese 
Privilegierung lag darin, dass sich Objektnetzbetreiber anders als die Betreiber 
von Netzen für die allgemeine Versorgung weder durch eine dominierende 
Marktstellung noch durch die Wahrnehmung von Aufgaben der öffentlichen 
Energieversorgung auszeichneten. Stattdessen wurden an diesen räumlich be-
grenzten Standorten, an denen i. d. R. Industrie-, Chemie- und Gewerbeparks 
angesiedelt waren, lediglich die ansässigen Unternehmen im Wege der reinen 
Eigenversorgung oder nur eine geringe Anzahl von Kunden mit Energie ver-
sorgt. Wegen dieser charakteristischen Unterschiede zu den Netzen der allge-
meinen Versorgung, in denen ein Eingreifen im Wege der Netzregulierung er-
forderlich ist, sah der deutsche Gesetzgeber eine Intervention des Staates an die-
sen Standorten als verzichtbar an. Das Erfüllen der regulatorischen Vorgaben 
hätte für diese Netzbetreiber andernfalls einen unverhältnismäßig hohen Auf-
wand bedeutet. 

Die Einführung dieser gänzlich neuartigen Netzkategorie brachte jedoch er-
hebliche Rechtsunsicherheiten mit sich. Das lag nicht nur daran, dass der Begriff 
des Objektnetzes häufig mit dem bereits bekannten und von der Rechtsprechung 
entwickelten Rechtsterminus des Arealnetzes verwechselt wurde, sondern auch 
Abgrenzungsprobleme zu den regulierungsfreien, aber nicht legal definierten 
Kundenanlagen aufwarf. Im Zentrum des wissenschaftlichen Diskurses standen 
auch wegen der zahlreichen und mitunter gegenläufigen Entscheidungen der 
Rechtsprechung zu § 110 EnWG 2005 diverse Fragen, u. a. wann ein regulie-
rungsbedürftiges Netz vorlag, wie die einzelnen Tatbestandsmerkmale des § 110 
EnWG 2005 wegen der dort enthaltenen vielfachen unbestimmten Rechts-
begriffe auszulegen waren, und ob der Objektnetzstatus von der Entscheidung 
der Regulierungsbehörde abhängig war. 

Unabhängig von diesen nationalen Rechtsfragen geriet die Objektnetzvor-
schrift auch in den europäischen Fokus, als der EuGH am 22.05.2008 im Rah-
men des „citiworks“-Verfahrens urteilte, dass die Betriebsnetzregelung in § 110 

                                           
1 Gesetzentwurf der BReg v. 14.10.2004, BT-Drs. 15/3917, S. 75. 
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Abs. 1 Nr. 1 EnWG 2005 mit dem in der Richtlinie 2003/54/EG2 kodifizierten 
Gebot des freien Netzzugangs unvereinbar sei.3 Als Folge des Aufsehen erregen-
den Urteils war danach umstritten, ob und inwieweit das Urteil auf die übrigen 
Objektnetzkategorien übertragbar und ob § 110 EnWG 2005 auch im Hinblick 
auf seine übrigen Rechtsfolgen unwirksam war. Der BGH entschied letztlich, 
dass die Vorschrift teleologisch zu reduzieren war, so dass die Befreiung vom 
Netzzugang entfiel, nicht aber die übrigen unionsrechtlich zulässigen Rechts-
folgen.4 Dennoch setzten die Regulierungsbehörden die Anwendbarkeit der Ob-
jektnetzvorschrift in der Folgezeit aus, so dass das „citiworks“-Urteil des EuGH 
das Ende der Objektnetze in Deutschland besiegelte.  

Allerdings löste das „citiworks“-Urteil eine erstmalige europäische Debatte 
aus, eine dem § 110 EnWG 2005 entsprechende europarechtskonforme Rege-
lung auch auf europäischer Ebene zu erlassen, und zwar mit Erfolg: Im Rahmen 
des dritten Legislativpakets zum Energiebinnenmarkt enthalten die Stromricht-
linie 2009/72/EG5 und die Gasrichtlinie 2009/73/EG6 erstmalig jeweils in Arti-
kel 28 eine Regelung zu sog. „Geschlossenen Verteilernetzen“. Im Gegensatz zu 
der deutschen Vorgängerregelung in § 110 EnWG 2005 werden die Betreiber 
derartiger Netze nur geringfügig privilegiert und stattdessen weitgehend der Re-
gulierung unterstellt.  

Deutschland versäumte zunächst eine fristgemäße Umsetzung dieser Vor-
gaben bis zum 03.03.2011. Erst im Juli 2011 wurde das EnWG angesichts der 
atomaren Katastrophe in Fukushima, Japan, in einem faktisch sehr beschleunig-
ten Gesetzgebungsverfahren als Teil des Gesetzgebungspakets zur Energie-
wende verabschiedet. Das EnWG 2011 enthält nunmehr eine Neuregelung des 
§ 110 EnWG mit dem amtlichen Titel „Geschlossene Verteilernetze“. Ferner 
und erstmalig in der Geschichte des EnWG wird nunmehr auch der Begriff der 
Kundenanlage legal definiert. Der Begriff des Objektnetzes ist somit obsolet 
geworden. Möglicherweise werden Betreiber dieses ehemaligen Netztypus aber 
künftig als geschlossenes Verteilernetz oder als Kundenanlage eingestuft. In der 

                                           
2 Richtlinie 2003/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2003 

über gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Aufhebung der 
Richtlinie 1996/92/EG, ABl. EU Nr. L 176, v. 15.7.2003. 

3 EuGH Urteil v. 22.05.2008 – C-439/06 – citiworks, ZNER 2008, 148 ff. 
4 BGH, Kart Beschl. v. 24.08.2010, Az. EnVR 17/09. 
5 Richtlinie 2009/72/EG 2009 über gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitätsbinnen-

markt und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/54/EG, ABl. EU Nr. L 211, v. 14.8.2009. 
6 Richtlinie 2009/73/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 

über gemeinsame Vorschriften für den Erdgasbinnenmarkt und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2003/55/EG, ABl. EU Nr. L 211 vom 14.8.2009. 
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Zwischenzeit wurde das EnWG mehrfach geändert,7 allerdings ohne Einfluss 
auf die hier analysierten Vorschriften, so dass hier nur auf die relevanten Vor-
schriften und die Gesetzesbegründung des EnWG 2011 eingegangen wird. 

B. Ziel und Gang der Untersuchung 

Die Rechtslage gestaltet sich für bisherige Objektnetzbetreiber nach der Um-
setzung der europäischen Vorgaben für geschlossene Verteilernetze in das 
EnWG 2011 völlig neu, da der Gesetzgeber nunmehr auch die Kundenanlagen 
gesetzlich kodifiziert hat, die einen regulierungsfreien Anlagenbetrieb als Alter-
native vorsehen. Zukünftig wird daher von Bedeutung sein, ob die Infrastruktur-
anlagen dem regulierungsbedürftigen oder -freien Bereich zuzuordnen sind und 
wie der deutsche Gesetzgeber die europäischen Vorgaben in das EnWG 2011 
umgesetzt hat. Um diese Rechtsfragen adäquat beantworten zu können, bein-
haltet die vorliegende Arbeit auch eine kurze Analyse und Bewertung der 
rechtsgeschichtlichen Rechtsfragen, die sich bereits im Zusammenhang mit der 
Objektnetzregelung im EnWG 2005 gestellt haben soweit diese sachdienliche 
und wertvolle Hinweise für das Verständnis der Neuregelung in § 110 EnWG 
2011 liefern. Denn schließlich war § 110 EnWG 2005 der relevante Auslöser für 
den Erlass der europäischen Regelung zu den geschlossenen Verteilernetzen und 
ihrer Umsetzung in § 110 EnWG 2011. Gegenstand der Untersuchung ist daher 
ein überblicksartiger Vergleich der alten Rechtslage für Objektnetzbetreiber im 
Rahmen des EnWG 2005 mit den neuen europarechtlichen Vorgaben und deren 
entsprechender Umsetzung in das EnWG 2011 in Form der geschlossenen Ver-
teilernetze und Kundenanlagen als neue Option. Der Schwerpunkt der Unter-
suchung liegt dabei auf der Auslegung und dem Verständnis der Neuregelung. 

In Kapitel 2 werden daher die für die weitere Untersuchung relevanten 
Rechtsfragen dargestellt, die sich im Zusammenhang mit der Objektnetzrege-
lung im EnWG 2005 gestellt haben, insbesondere im Hinblick auf die Frage, 
wann ein Netz vorliegt und welche Infrastrukturen hiervon abzugrenzen sind. 
Ferner werden die besonderen Voraussetzungen des § 110 EnWG 2005 unter-
sucht und die Europarechtswidrigkeit der Vorschrift als Auslöser der euro-
päischen Debatte diskutiert. 

                                           
7 Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005, (BGBl. I S. 1970, 3621), das zuletzt durch 

Artikel 6 des Gesetzes vom 21 Juli 2014 (BGBl. I S. 1066) geändert worden ist. Zuvor 
Reform des EnWG durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Februar 2013 (BGBl. I 
S. 346) mit wesentlichen Änderungen der Vorschriften zum Netzentwicklungsplan, zum 
Ausbau der Offshore-Windenergie, der Netzanbindung von Offshore-Windparks und 
bzgl. der Berichtspflichten der Bundesregierung, vgl. für einen Überblick: Ruge, EnWZ 
2013, 3-10. 
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Im Anschluss daran werden in Kapitel 3 die Vorgaben des Artikels 28 der 
Stromrichtlinie 2009/72/EG analysiert. Zwar enthält auch die Richtlinie 
2009/73/EG eine entsprechende Regelung für geschlossene Verteilernetze im 
Gassektor. Die vorliegende Dissertation fokussiert sich aber nur auf die Unter-
suchung der wesentlichen Änderungen im Stromsektor und stellt vereinzelte Be-
züge zum Gassektor her, sofern diese für die Auslegung und das Verständnis der 
Vorschriften bei der Auslegung hilfreich sind.  

Im Kapitel 3 wird neben der Klärung der Rechtsfragen, die sich auf der Tat-
bestands- und Rechtsfolgenseite ergeben, auch ein Vergleich zur alten Objekt-
netzregelung gezogen, um entsprechende Unterschiede aufzudecken. Danach 
erfolgt in Kapitel 4 eine umfassende rechtliche Analyse und Bewertung der Um-
setzung der europäischen Vorgaben für geschlossene Verteilernetze im EnWG 
2011 hinsichtlich ihrer Europarechtskonformität. 

Im Anschluss daran werden die Rechtsfragen, die sich im Zusammenhang mit 
der parallelen Neuregelung der Kundenanlagen stellen, separat in Kapitel 5 er-
läutert. Die Untersuchung endet schließlich mit einer thesenförmigen Zu-
sammenfassung der wesentlichen Untersuchungsergebnisse in Kapitel 6. 


